
 
 
 

   
 
Aufgrund der §§ 5, 51 und 93 Abs. 1 der Hessischen Gemeindeordnung in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 07.03.2005 (GVBl I Satz 142), zuletzt geändert durch Ar-
tikel 2 des Gesetzes vom 15.09.2016 (GVBl Seite 167), der §§ 1 bis 5a, 6a, 11, 11a des 
Hessischen Gesetzes über kommunale Abgaben in der Fassung vom 24.03.2013 (GVBl 
I Seite 134), zuletzt geändert durch Artikel 6 des Gesetzes vom 20.12.2015 (GVBl Seite 
618) hat die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Ginsheim-Gustavsburg in der 
Sitzung am 14.12.2017 folgende 
 
 

1. Änderungssatzung zur Satzung 
über die Erhebung wiederkehrender 

Straßenbeiträge [WStrBS] 
 

 beschlossen: 

 

          Artikel 1 
 

1. § 8 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

Der Nutzungsfaktor in beplanten Gebieten bestimmt sich nach der Zahl der im 

Bebauungsplan festgesetzten Vollgeschosse. Hat ein neuer Bebauungsplan den 

Verfahrensstand des § 33 Abs. 1 Nr. 1 BauGB erreicht, ist dieser maßgebend. 

Werden die Festsetzungen des Bebauungsplans überschritten, ist die genehmigte 

oder vorhandene Zahl der Vollgeschosse, Gebäudehöhe (Traufhöhe) oder Bau-

massenzahl zugrunde zu legen. 

Der Nutzungsfaktor beträgt: 

a) bei eingeschossiger Bebaubarkeit  1,0, 

b) bei zweigeschossiger Bebaubarkeit 1,25, 

c) bei dreigeschossiger Bebaubarkeit 1,5, 

d) bei viergeschossiger Bebaubarkeit 1,75. 

Bei jedem weiteren Vollgeschoss 

erhöht sich der Nutzungsfaktor um  0,25. 

 

2. § 8 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 

Ist weder die Zahl der Vollgeschosse noch die Gebäudehöhe (Traufhöhe), sondern 

nur eine Baumassenzahl festgesetzt, ist sie durch 3,5 zu teilen, wobei Bruchzahlen 

kaufmännisch auf volle Zahlen auf- oder abgerundet werden. Das Ergebnis gilt als 

Zahl der Vollgeschosse. 

 

3. § 8 Abs. 5 erhält folgende Fassung:  

Sind für ein Grundstück unterschiedliche Vollgeschosszahlen, Gebäudehöhen 

(Traufhöhen) oder Baumassenzahlen festgesetzt, ist der Nutzungsfaktor nach dem 

höchsten festgesetzten Wert für die gesamte Grundstücksfläche im beplanten 

Gebiet zu ermitteln. 

 

4. § 12 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

Sind Außenbereichsgrundstücke teilweise bebaut, bestimmt sich die Veranla-

gungsfläche für den jeweils bebauten Teil des Grundstücks nach der Grund-

stücksfläche in Verbindung mit den jeweils tatsächlich vorhandenen Vollge-

schossen, wobei entsprechend § 8 Abs. 1 bis 4 der Nutzungsfaktor bestimmt wird. 

Für die Restfläche (Grundstücksfläche abzüglich der Gebäudefläche) gelten die 

Vorgaben des Abs. 1. 



 
 
 

   
5. § 13 Abs. 3 erhält folgende Fassung:  

Liegt ein Grundstück teilweise im unbeplanten Innenbereich - welcher abgehend 

von der Erschließungsanlage bei einer Tiefe von 50 m endet -, teilweise im Au-

ßenbereich, so bestimmt sich die Veranlagungsfläche für den unbeplanten In-

nenbereich nach § 10 und für den Außenbereich nach § 12. Überschreitet die 

bauliche oder gewerbliche Nutzung des Grundstücks die in Satz 1 bestimmte Tiefe, 

ist zusätzlich die übergreifende Fläche zwischen der Erschließungsanlage und einer 

Linie, die im gleichmäßigen Abstand verläuft, die der übergreifenden Bebauung 

oder gewerblichen Nutzung entspricht, dem Innenbereich zuzurechnen. Dies gilt 

auch dann, wenn die Bebauung, gewerbliche oder sonstige Nutzung erst bei oder 

hinter der Begrenzung von 50 m beginnt. 

 

6. § 19 erhält folgende Fassung: 

Sind vor oder nach dem Inkrafttreten dieser Satzung für die im Abrechnungsgebiet 

liegenden Grundstücke Erschließungsbeiträge oder Ausgleichsbeiträge nach dem 

Baugesetzbuch oder Kosten der erstmaligen Herstellung aufgrund von Verträgen 

sowie einmalige Beiträge nach § 11 KAG geleistet worden oder noch zu leisten, so 

bleiben diese Grundstücke bei der Ermittlung des wiederkehrenden 

Straßenausbaubeitrages für die Abrechnungsgebiete unberücksichtigt. Diese 

Grundstücke bleiben solange beitragsfrei, bis die Gesamtsumme aus den einzelnen 

Jahresbeiträgen bei der Veranlagung zum wiederkehrenden Straßenausbaubeitrag 

dem Betrag des entstandenen einmaligen Beitrages überschritten hätte, 

wenigstens für die Dauer von fünf und längestens für die Dauer von 25 Jahren seit 

der Entstehung des Beitragsanspruchs (sachliche und persönliche Beitragspflicht) 

bzw. Leistung gemäß vertraglicher Vereinbarung.  

 

7. § 20 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

  Verstößt ein Beitragspflichtiger gegen die Pflicht aus § 19 

 a) Änderungen im Grundstückseigentum bzw. Erbbaurecht 

  b) Änderungen der Grundstücksfläche 

  c) Änderungen der Anzahl der Vollgeschosse 

  d) Änderungen der Nutzung 

  mitzuteilen, so kann diese Ordnungswidrigkeit mit einer Geldbuße von 5,00 € bis 

 10.000 € geahndet werden. Die Geldbuße soll den wirtschaftlichen Vorteil, den der  

 Täter aus der Ordnungswidrigkeit gezogen hat, übersteigen. 

 

 

Artikel 2 

 Diese Änderungssatzung tritt nach Vollendung der Bekanntmachung in Kraft. 
 

Die Satzung wird hiermit ausgefertigt: 
 

 Ginsheim-Gustavsburg, 15.12.2017  
 
 Der Magistrat 
 

    gez. 
 Puttnins-von Trotha 

 Bürgermeister 
 
        


